
Resolution 1 

Für eine verantwortliche und solidarische Flüchtlingspolitik. 2 

Die politische Antwort auf die Flüchtlingswelle seit dem Frühjahr 2015 ist katastrophal und 3 

schändlich. Anstatt sich der humanitären Verantwortung zu stellen und eine tiefgründige 4 

Diskussion über die Fluchtursachen zu führen, setzt Europa schlussendlich auf eine 5 

ausschließlich repressive und inhumane Politik. Zahlreiche Regierungen haben ihre Grenzen für 6 

Flüchtlinge gesperrt und damit die ersten Ankunftsländer, wie Griechenland oder Italien, mit der 7 

Aufgabe allein gelassen. Andere haben dieses Vorgehen stillschweigend befürwortet und nur 8 

wenige Regierungen haben sich für eine Politik stark gemacht, die ihren internationalen 9 

Verpflichtungen entspricht. Der vorläufige Höhepunkt dieser unsinnigen Politik ist der Pakt mit 10 

der Türkei von Recep Tayyip Erdoğan. Unvereinbar mit den Prinzipien der Genfer Konvention, 11 

verwandelt dieses Abkommen die griechischen Inseln in schändliche Inhaftierungslager. 12 

Für die Schutzbedürftigen hat diese Politik schwerwiegende Konsequenzen. Auf der Flucht vor 13 

den Gräueln in ihren Herkunftsländern sind Hunderte Menschen im Mittelmeer ertrunken. Andere 14 

stoßen an Stacheldrahtzäune und werden von Grenzbeamten mit Tränengas empfangen, müssen 15 

in überfüllten Auffanglagern leben oder gar unter freiem Himmel campieren. Jene, die heute in 16 

die Türkei abgeschoben werden, haben keine Aussicht auf ein geregeltes Asylverfahren, können 17 

interniert oder sogar in Kriegsgebiete zurück geschickt werden. 18 

Dabei ist die Aufnahme von 1,5 Millionen Kriegsflüchtlingen in einer Europäischen Union, die 19 

über 500 Millionen Einwohner zählt, alles andere als eine unüberwindbare Aufgabe. Diesen 20 

Personen sichere Fluchtwege zu garantieren und ihnen einen menschenwürdigen Empfang zu 21 

gewähren, wobei  die Bemühungen gerecht auf die einzelnen Mitgliedsstaaten verteilt werden, ist 22 

die einzige würdige Antwort auf diese Krise. déi Lénk haben eine solche Herangehensweise 23 

mehrfach gefordert, unter anderem in der Stellungnahme vom 18. September 2015. 24 

Auch wenn bereits viel menschliches Leid verursacht wurde, ist es immer noch möglich, 25 

eine radikale Wende in der europäischen Flüchtlingspolitik einzuleiten. déi Lénk fordern 26 

die luxemburgische Regierung daher auf, sich auf europäischer Ebene nachdrücklich 27 

einzusetzen für: 28 

- eine ehrgeizige transversale Strategie zur Bekämpfung der Fluchtursachen; 29 

- eine sofortige Widerrufung des Paktes mit der Türkei, die nicht als sicheres Drittland 30 

anerkannt werden darf; 31 

- den Aufbau eines permanenten und gerechten Systems, das die Bemühungen in der 32 

Asylpolitik auf die einzelnen Mitgliedsländer aufteilt; 33 

- den Aufbau eines Mechanismus zur Aufnahme von Flüchtlingen direkt aus den 34 

Krisengebieten, um die benachbarten Aufnahmeländer zu entlasten; 35 

- die Schaffung von sicheren Fluchtwegen, die es Schutzbedürftigen erlauben sich in 36 

Sicherheit zu bringen, ohne ihr Leben aufs Spiel zu setzen oder auf Schlepper 37 

angewiesen zu sein. 38 


